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2. Instanz

Aktenzeichen L 3 SB 69/17
Datum 20.05.2019

3. Instanz

Datum 27.05.2020

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Frankfurt am Main vom 6. Juni 2017 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die HÃ¶he des Grades der Behinderung (GdB) nach dem
Sozialgesetzbuch Neuntes Buch â�� Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit
Behinderung (SGB IX).

Bei der 1960 geborenen KlÃ¤gerin stellte das beklagte Land mit
bestandskrÃ¤ftigem Bescheid vom 2. April 2009 einen GdB von 50 fest wegen einer
"Brusterkrankung im Stadium der HeilungsbewÃ¤hrung".

Im Rahmen einer im MÃ¤rz 2014 eingeleiteten NachprÃ¼fung von Amts wurden
Befundberichte des HNO-Arztes Dr. C. vom 3. April 2014, der Allgemeinmedizinerin
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Dr. D. vom 15. Mai 2014 mit Berichten des Markus Krankenhauses Frankfurt am
Main vom 30. September 2012 und vom 7. Dezember 2012 sowie des
GynÃ¤kologen Dr. E. vom 22. Mai 2014 und des OrthopÃ¤den Dr. F. vom 11. August
2014 eingeholt. Nach versorgungsÃ¤rztlicher Auswertung dieser medizinischen
Unterlagen wurde die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 27. August 2014 zu einer wegen
Ablaufs der HeilungsbewÃ¤hrung geplanten Herabstufung des GdB auf 40
angehÃ¶rt. Ein entsprechender Bescheid mit Feststellung eines GdB von 40 erging
am 23. Oktober 2014. Hierbei wurden die Auswirkungen folgender
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen berÃ¼cksichtigt:

1. OhrgerÃ¤usche, psychische StÃ¶rungen,
2. Brustteilverlust (rechts),
3. FunktionsstÃ¶rungen der WirbelsÃ¤ule und der GliedmaÃ�en,
4. StÃ¶rungen der Verdauungsorgane.

Den hiergegen eingelegten Widerspruch der KlÃ¤gerin vom 24. November 2014
wies das beklagte Land mit Widerspruchsbescheid vom 1. Dezember 2014 zurÃ¼ck.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 29. Dezember 2014 Klage bei dem Sozialgericht
Frankfurt am Main (Sozialgericht) erhoben.

Das Sozialgericht hat Befundberichte des Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. G.
vom 13. Juni 2016, des Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. H. vom 4. Juli 2016
und der Psychologischen Psychotherapeutin Dipl.-Psych. J. vom 24. Januar 2017
eingeholt.

Mit Gerichtsbescheid vom 6. Juni 2017 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen
und zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, soweit die KlÃ¤gerin die Berechtigung einer
fÃ¼nfjÃ¤hrigen HeilungsbewÃ¤hrung nach den Versorgungsmedizinischen
GrundsÃ¤tzen (VMG) anzweifle, sei darauf zu verweisen, dass die VMG antizipierte
SachverstÃ¤ndigengutachten seien, die hinsichtlich der HeilungsbewÃ¤hrung nach
Mammakarzinom zu eben genau diesem Zeitraum von 5 Jahren gelangt seien. Die
Behinderung seitens der Psyche sei bereits in den Behinderungen Nr. 1 und 2
mitberÃ¼cksichtigt. Bei der durchgefÃ¼hrten brusterhaltenden Therapie
entspreche der Brustteilverlust einem GdB von 10. Die durch die Psychologische
Psychotherapeutin, Frau J., diagnostizierte "generalisierte AngststÃ¶rung" und
"depressive Episode, leicht- bis mittelgradig" sei nach den mitgeteilten Befunden als
stÃ¤rker behindernde StÃ¶rung anzusehen, die unter Einbeziehung des Tinnitus
einen GdB von 30 rechtfertige. BezÃ¼glich des Bewegungsapparates seien
aufgrund der von Dr. G. im September 2016 mitgeteilten BewegungsmaÃ�en der
WirbelsÃ¤ule leichte bis mittelgradige BewegungseinschrÃ¤nkungen im Bereich der
Hals- und LendenwirbelsÃ¤ule festzustellen, die fÃ¼r sich einen GdB von 20 nach
den Vorgaben der VMG bedingten. Die VerdauungsstÃ¶rungen seien bei normalem
ErnÃ¤hrungszustand zutreffend mit einem GdB von 10 bewertet. Der Gesamt-GdB
sei damit aus Werten von 30 fÃ¼r die Behinderung seitens der Psyche, 20 fÃ¼r die
Behinderung seitens der WirbelsÃ¤ule und jeweils 10 fÃ¼r den Brustteilverlust und
die StÃ¶rungen der Verdauungsorgane zu bilden. Bei Anwendung der
maÃ�geblichen integrativen Betrachtungsweise kÃ¶nne eine Feststellung eines GdB
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von mehr als 40 nicht erfolgen.

Gegen diesen ihrem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 7. Juni 2017 zugestellten
Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin am 23. Juni 2017 Berufung bei dem Hessischen
Landessozialgericht in Darmstadt eingelegt.

Die KlÃ¤gerin ist der Auffassung, der Senat habe Ã¼ber die Berufung nicht in der
Besetzung nach Â§ 153 Abs. 5 Sozialgerichtsgesetz (SGG) entscheiden dÃ¼rfen. In
der Sache sei eine wesentliche Ã�nderung in den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen
nicht eingetreten. Die Auffassung, allein die sog. "HeilungsbewÃ¤hrung"
rechtfertige diese Annahme, sei rechtlich nicht haltbar. Zudem hÃ¤tten ihre
gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen vielmehr deutlich zugenommen. Es mÃ¼sse
nach wie vor ein GdB von mindestens 50 angenommen werden. Die Einzel-GdB-
Bewertungen seien vorliegend nicht den bestehenden BeeintrÃ¤chtigungen
angemessen und das Sozialgericht habe bei der Gesamt-GdB-Bildung die
erforderliche Ã¤rztliche Gesamtschau unterlassen. Im Ã�brigen seien die
angefochtenen Bescheide bereits mangels Bestimmtheit rechtswidrig, denn die
fÃ¼r die Bildung des Gesamt-GdB maÃ�geblichen Einzel-GdB-Werte seien nicht
nachvollziehbar dargelegt. MaÃ�geblicher Zeitpunkt fÃ¼r die vorliegend zu
treffende Entscheidung sei der Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung,
weshalb auch noch BeeintrÃ¤chtigungen festgestellt werden mÃ¼ssten, die im
Verlauf des gerichtlichen Verfahrens eingetreten seien.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
unter Aufhebung des Gerichtsbescheides des Sozialgerichts Frankfurt am Main vom
6. Juni 2017 die Bescheide des beklagten Landes vom 23. Oktober 2014 sowie vom
1. Dezember 2014 aufzuheben und festzustellen, dass bei ihr auch Ã¼ber den 1.
Dezember 2014 hinaus weiterhin ein GdB von 50 besteht,

hilfsweise den SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. K. unter anderem zur Frage persÃ¶nlich
anzuhÃ¶ren, inwieweit sich seine Auffassung zum erneuten Vorliegen eines GdB von
50 erst ab dem 5. Oktober 2016 auch unter BerÃ¼cksichtigung des Vortrages aus
dem Schriftsatz vom 8. Mai 2019 aufrechterhalten lÃ¤sst und ob insoweit nicht doch
von einem GdB von 50 bereits zum 1. Dezember 2014 ausgegangen werden kann,
sowie zu der Frage, inwieweit die vom medizinischen Berater der Beklagten in
dessen Stellungnahme vom 15. MÃ¤rz 2019 vertretenden Auffassung gefolgt
werden muss, oder ob dies nicht der Fall ist,

weiterhin hilfsweise zu der Frage, ob der in der Anlage zu Â§ 2 der
Versorgungsmedizinverordnung vorgegebene Regelzeitraum einer fÃ¼nfjÃ¤hrigen
sogenannten "HeilungsbewÃ¤hrung" bei Vorliegen eines bÃ¶sartigen Brusttumors
fÃ¼r die Beibehaltung des darauf bezogenen GdB zeitlich ausreichend ist, oder aber
nach aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen verlÃ¤ngert werden mÃ¼sste,
eine Auskunft hierzu beim Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung bzw.
dem dort angesiedelten "Ã�rztlichen SachverstÃ¤ndigenbeirat Versorgungsmedizin"
einzuholen,

Ã¼berdies ebenfalls hilfsweise die Revision zuzulassen.
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Das beklagte Land beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Es hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig.

Die KlÃ¤gerin hat ein Attest des Allgemeinmediziners Dr. G. vom 9. Mai 2017,
Gastroskopie- und Ileokoloskopie-Befunde vom 4. Januar 2017 sowie den Befund
einer Ã�sophago-Gastro-Duodenoskopie vom 8. Juni 2017 vorgelegt.

Der Senat hat einen orthopÃ¤dischen Befundbericht des Dr. F. vom 14. November
2017 eingeholt.

Mit Beschluss vom 12. April 2018 hat der Senat die Berufung der Berichterstatterin
zur Entscheidung nach Â§ 153 Abs. 5 SGG Ã¼bertragen.

Auf Antrag der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 SGG hat der Senat ein neuropsychiatrisches
Gutachten des Prof. Dr. K. vom 25. Februar 2019 eingeholt. Der SachverstÃ¤ndige
hat ausgefÃ¼hrt, auf seinem Fachgebiet lÃ¤gen Ã�ngste und depressive
Verstimmungen vor, die sich nunmehr als eigenstÃ¤ndige Erkrankung im Sinne
einer generalisierten AngststÃ¶rung (ICD-10 F41.1) und einer leichten depressiven
StÃ¶rung (ICD-10 F33.0) herausgebildet hÃ¤tten und nach den
Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzen (VMG) als leichtere psychovegetative
oder psychische StÃ¶rungen mit einem GdB von 0 bis 20 einzuordnen seien. Den
Gesamt-GdB hat der SachverstÃ¤ndige auf 50 eingeschÃ¤tzt und dabei folgende
EinschÃ¤tzung von Einzel-GdB-Werten zugrunde gelegt:
â�¢ OhrgerÃ¤usche, psychische StÃ¶rungen 20
â�¢ Brustteilverlust 20
â�¢ FunktionsstÃ¶rung der WirbelsÃ¤ule und der Gelenke 20
â�¢ AngststÃ¶rung und depressive StÃ¶rung 20
â�¢ StÃ¶rung der Verdauungsorgane 10. Zum Zeitpunkt des Eintritts der GdB-
HÃ¶he von 50 hat Prof. Dr. K. ausgefÃ¼hrt, diese habe nicht bereits seit Oktober
2014 bestanden; vielmehr hÃ¤tten sich die psychischen StÃ¶rungen erst spÃ¤ter
eingestellt. Eine eigenstÃ¤ndige psychische StÃ¶rung kÃ¶nne erst ab der seit 5.
Oktober 2016 durchgefÃ¼hrten psychotherapeutischen Behandlung diagnostiziert
werden. Diese psychischen StÃ¶rungen gingen auch nicht in den Teilbereich der
psychischen Belastungen durch OhrgerÃ¤usche oder den Brustteilverlust ein,
sondern seien eigenstÃ¤ndig vorhanden.

Mit dem Gutachten hat der SachverstÃ¤ndige auÃ�erdem einen Entlassungsbericht
der Medical Park Klinik Prien Kronprinz nach dortigem stationÃ¤rem Aufenthalt der
KlÃ¤gerin vom 14. August bis zum 13. September 2017, ein Attest des Facharztes
fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. G. vom 9. Mai 2017, einen Entlassungsbericht des
Markus Krankenhauses Frankfurt am Main nach dortigem stationÃ¤rem Aufenthalt
vom 12. bis 14. Juli 2018 sowie Ã�sophago-Gastro-Duodenoskopie-, Gastroskopie-
und Ileokoloskopie-Befunde aus den Jahren 2017 und 2018 zu den Akten gereicht.

Unter dem 4. April 2019 hat der Senat einen erneuten Ã�bertragungsbeschluss
nach Â§ 153 Abs. 5 SGG gefasst.
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Wegen der weiteren Einzelheiten, insbesondere auch im Vorbringen der Beteiligten
und in den medizinischen Unterlagen, wird auf den Inhalt der Gerichtsakte sowie
der beigezogenen Verwaltungsakte des beklagten Landes Bezug genommen, der
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat konnte Ã¼ber die Berufung der KlÃ¤gerin in der Besetzung gemÃ¤Ã� Â§
153 Abs. 5 SGG entscheiden, nachdem die entsprechende Ã�bertragung zunÃ¤chst
mit Beschluss vom 12. April 2018 und sodann erneut mit Beschluss vom 4. April
2019 erfolgt ist.

Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin war der Senat ordnungsgemÃ¤Ã� besetzt;
eine Verletzung ihres Anspruchs auf rechtliches GehÃ¶r kann nicht festgestellt
werden. Soweit die KlÃ¤gerin geltend macht, vor der Ã�bertragung des
Rechtsstreits gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 5 SGG nicht angehÃ¶rt worden zu sein, wie dies
nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (vgl. BSG, Beschluss vom 6.
Dezember 2018 â�� B 8 SO 53/18 B -) erforderlich ist, gilt dies fÃ¼r den Beschluss
des Senats vom 12. April 2018. Dieser Beschluss mit anschlieÃ�ender mÃ¼ndlicher
Verhandlung vom 11. September 2018 ist aber ausreichende AnhÃ¶rung im Hinblick
auf den erneuten Senatsbeschluss gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 5 SGG vom 4. April 2019.
Bis zu diesem Zeitpunkt hatte die KlÃ¤gerin in Kenntnis des Beschlusses vom 12.
April 2018 sowohl schriftsÃ¤tzlich als auch in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 11.
September 2018 ausreichend Gelegenheit, sich zu dieser Ã�bertragung zu
Ã¤uÃ�ern. Im Weiteren ist sodann nach durchgefÃ¼hrter medizinischer
Sachermittlung eine erneute Vorlage des Rechtsstreits an den Senat erfolgt, die
nicht zu einer abweichenden Entscheidung, sondern zu der bestÃ¤tigenden
Ã�bertragungsentscheidung gefÃ¼hrt hat.

FÃ¼r die Ã�bertragung der Berufung auf den "kleinen Senat" ist entgegen der
Auffassung der KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 5 SGG, der nur verlangt, dass das
Sozialgericht durch Gerichtsbescheid entschieden hat, auch nicht erforderlich, dass
die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art
aufweist und die Rechtssache keine grundsÃ¤tzliche Bedeutung hat. Ob es sich um
ein rechtlich und/oder tatsÃ¤chlich einfach gelagertes Verfahren handelt, ist nur bei
AusÃ¼bung des Ermessens durch den Senat im Rahmen der
Ã�bertragungsentscheidung zu berÃ¼cksichtigen. Ermessensfehler kÃ¶nnen nur
dann zu einer fehlerhaften Besetzung der Richterbank fÃ¼hren, wenn sie von
WillkÃ¼r, sachfremden ErwÃ¤gungen oder grober FehleinschÃ¤tzung getragen
werden (vgl. BSG, Urteil vom 21. September 2017- B 8 SO 3/16 R-). Hiervon kann
vorliegend angesichts der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts zu
den Regeln Ã¼ber die HeilungsbewÃ¤hrung (vgl. BSG, Urteil vom 11. August 2015
â�� B 9 SB 2/15 R; Steinwedel in Kasseler Kommentar, Sozialversicherungsrecht,
Stand MÃ¤rz 2017, Â§ 48 SGB X, Rdnr. 20) sowie zur MaÃ�geblichkeit der Sach- und
Rechtslage im Zeitpunkt der letzten Verwaltungsentscheidung bei der gerichtlichen
Ã�berprÃ¼fung von Aufhebungs- bzw. Herabsetzungsentscheidungen (vgl. BSG,
Urteile vom 11. August 2015 â�� B 9 SB 2/15 R -, vom 29. April 2015 â�� B 14 AS
10/14 R â�� und vom 15. August 1996 â�� 9 RVs 10/94) sowie einer fÃ¼r das
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Schwerbehindertenrecht auch im Ã�brigen typischen Fallgestaltung keinesfalls
ausgegangen werden.

Der Feststellungsantrag ist bereits unzulÃ¤ssig, da es insoweit an einem
RechtsschutzbedÃ¼rfnis fehlt. Im Erfolgsfalle fÃ¼hrt allein die Anfechtungsklage
aufgrund der dann eintretenden Fortwirkung des Bescheides vom 2. April 2009 zu
einer WeitergewÃ¤hrung des GdB von 50 auch Ã¼ber den 1. Dezember 2014
hinaus. FÃ¼r ein Feststellungsbegehren bleibt damit kein Raum.

Die im Ã�brigen zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤gerin hat in der Sache keinen Erfolg.
Der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts vom 6. Juni 2017 sowie die angegriffenen
Bescheide des beklagten Landes sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen die KlÃ¤gerin
nicht in ihren Rechten. Das beklagte Land hat zu Recht den GdB bei der KlÃ¤gerin
auf 40 herabgesetzt; diese hat keinen Anspruch auf FortgewÃ¤hrung des GdB von
50.

Das Sozialgericht und das beklagte Land sind zu Recht davon ausgegangen, dass
aufgrund einer wesentlichen Ã�nderung in den fÃ¼r den Erlass des Bescheides vom
2. April 2009 maÃ�geblichen VerhÃ¤ltnissen die bei der KlÃ¤gerin dokumentierten
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen keinen hÃ¶heren Gesamt-GdB als 40 begrÃ¼nden.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die beantragte Feststellung eines GdB ist seit 1. Januar 2018 
Â§ 152 Abs. 1 SGB IX â�� (bis 31. Dezember 2017 Â§ 69 Abs. 1 SGB IX, zuletzt in der
Fassung des Artikel 2 Nr. 2 des Bundesteilhabegesetzes â�� BTHG â�� vom 23.
Dezember 2016). Nach Â§ 152 Abs. 1 Satz 1 SGB IX stellen die fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden auf
Antrag des behinderten Menschen das Vorliegen einer Behinderung und den GdB
zum Zeitpunkt der Antragstellung fest. Die Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben
in der Gesellschaft werden als GdB nach Zehnergraden abgestuft festgestellt, wobei
eine Feststellung nur zu treffen ist, wenn ein (Gesamt-)Grad der Behinderung von
wenigstens 20 vorliegt (Â§ 152 Abs. 1 Satz 5 und 6 SGB IX). GemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 1
SGB IX sind Menschen mit Behinderungen Menschen, die kÃ¶rperliche, seelische,
geistige oder SinnesbeeintrÃ¤chtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit
einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an
der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit lÃ¤nger als sechs Monate hindern
kÃ¶nnen. Liegen mehrere BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft vor, so wird der GdB gemÃ¤Ã� Â§ 152 Abs. 3 Satz 1 SGB IX nach den
Auswirkungen der BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter
BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen festgestellt. Dabei sind nur
diejenigen Menschen als schwerbehindert anzuerkennen, bei denen ein GdB von
wenigstens 50 vorliegt (Â§ 2 Abs. 2 1. Halbsatz SGB IX). FÃ¼r die Beurteilung des
Anspruchs der KlÃ¤gerin ergibt sich aus den seit 1. Januar 2018 geltenden
Vorschriften keine relevante Ã�nderung.

Die Bestimmung des GdB erfolgt unter Heranziehung der
"Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tze" gemÃ¤Ã� der Anlage zu Â§ 2 der
Verordnung zur DurchfÃ¼hrung des Â§ 1 Abs. 1 und 3, des Â§ 30 Abs. 1 und des Â§
35 Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes (Versorgungsmedizin-Verordnung â��
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VersMedV -) vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I, Seite 2412) und vom 11. Oktober
2012 (BGBl. I S. 2122), zuletzt in ihrer Fassung vom 23. Dezember 2016 (Art. 18
Abs. 4 BTHG).

Nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung
aufzuheben, soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei
seinem Erlass vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt. Eine
wesentliche Ã�nderung kann auch darin bestehen, dass Behinderungen weggefallen
sind oder dass sich festgestellte Behinderungen derart verbessert haben, dass sie
nur noch einen geringeren GdB bedingen. Erforderlich ist eine GegenÃ¼berstellung
der objektiven Befunde, die der letzten bindend gewordenen Feststellung des
Versorgungsamtes zugrunde lagen, und der Befunde, die nunmehr vorliegen.

Wird ein Aufhebungs- bzw. Herabsetzungsbescheid gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1
Sozialgesetzbuch Zehntes Buch â�� Verwaltungsverfahren â�� (SGB X) gerichtlich
angefochten, so beurteilt sich seine RechtmÃ¤Ã�igkeit nach der Sach- und
Rechtslage im Zeitpunkt seines Erlasses (vgl. BSG, Urteile vom 11. August 2015 â��
B 9 SB 2/15 R -, vom 29. April 2015 â�� B 14 AS 10/14 R, vom 12. November 1996
â�� 9 RVs 5/95 und vom 15. August 1996 â�� 9 RVs 10/94; Bayerisches
Landessozialgericht, Urteil vom 20. Oktober 2010 â�� L 16 SB 60/08 â�� jeweils
nach juris).

Die Neufeststellung nach Ablauf einer HeilungsbewÃ¤hrung nach
Krebserkrankungen stellt im Rahmen der Feststellung einer Ã�nderung in den
tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen nach Â§ 48 SGB X einen Sonderfall dar. Hier wird
zunÃ¤chst fÃ¼r den Zeitraum der HeilungsbewÃ¤hrung pauschal ein hÃ¶herer GdB
angenommen, als sich in der Regel aufgrund der tatsÃ¤chlich festzustellenden
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen ergibt, und erst nach Ablauf des Zeitraumes eine
Feststellung nach den tatsÃ¤chlichen verbliebenen BeeintrÃ¤chtigungen getroffen.
Um eine wesentliche Ã�nderung in den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen handelt es
sich auch bei dem erfolgreichen Ablauf der HeilungsbewÃ¤hrung (vgl. BSG, Urteil
vom 9. August 1995 â�� 9 RVs 14/94 â�� juris Rdnr. 13; BSG, Urteil vom 6.
Dezember 1989 â�� 9 RVs 3/89 â�� juris Rdnr. 12; Landessozialgericht â�� LSG â��
Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 5. Januar 2011 L 6 (7) SB 135/06 â�� juris Rdnr. 23;
LSG Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 25. September 2012 â�� L 11 SB 41/10).
Die HeilungsbewÃ¤hrung ist ein sozialrechtliches Institut, welches nach MaÃ�gabe
der frÃ¼heren "Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertenrecht" (AHP) wie auch der
nachfolgend seit dem 1. Januar 2009 in Kraft getretenen VMG Folgendes beinhaltet:
Im Rahmen bestimmter Erkrankungen, wie z. B. bÃ¶sartiger Tumorerkrankungen,
ist nach der Tumorentfernung im Sinne einer PrimÃ¤rtherapie fÃ¼r eine bestimmte
Zeit pauschal ein hÃ¶herer GdB anzunehmen als in der Regel aufgrund der infolge
des Organschadens bzw. der Therapiefolgen tatsÃ¤chlich bedingten
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen gerechtfertigt wÃ¤re. Dabei sollen neben der
Rezidivgefahr insbesondere auch die weiteren vielfÃ¤ltigen Auswirkungen, die mit
der Feststellung, Beseitigung und Nachbehandlung eines Tumors in allen
Lebensbereichen verbunden sind, berÃ¼cksichtigt werden (vgl. BSG, Urteil vom 9.
August 1995 â�� a. a. O. â�� juris Rdnr. 13), und zwar unabhÃ¤ngig davon, ob diese
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Folgewirkungen im konkreten Fall tatsÃ¤chlich eingetreten sind oder nicht. Nach
rÃ¼ckfallfreiem Ablauf der Zeit der HeilungsbewÃ¤hrung tritt insoweit eine
wesentliche Ã�nderung im Sinne von Â§ 48 SGB X ein, als jetzt nach medizinischer
Erfahrung regelmÃ¤Ã�ig die Krebserkrankung in dem Sinne Ã¼berwunden ist, dass
eine unmittelbare Lebensbedrohung nicht mehr besteht, und auÃ�erdem die
vielfÃ¤ltigen Auswirkungen der Krankheit auf die gesamte LebensfÃ¼hrung in aller
Regel entfallen oder wenigstens gemindert sind, so dass eine von den konkreten
VerhÃ¤ltnissen unabhÃ¤ngige abstrakte EinschÃ¤tzung des GdB nicht mehr
gerechtfertigt ist. Dies bedeutet, dass die bisherige abstrakte Bewertung der
unterstellten kÃ¶rperlichen und seelischen Auswirkungen der Erkrankung als nicht
mehr angemessen angesehen wird und daher die Neufeststellung des GdB
notwendig wird. Hintergrund und Zweck der HeilungsbewÃ¤hrung ist nÃ¤mlich eine
pauschalierende Besserstellung der durch eine Tumorerkrankung Betroffenen fÃ¼r
einen bestimmten, aufgrund allgemeiner statistischer Erkenntnisse festgelegten
Zeitraum nach der Diagnose ohne eine individuelle Betrachtung des Einzelfalles mit
seinen jeweils tatsÃ¤chlich bestehenden BeeintrÃ¤chtigungen (Landessozialgericht
Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 21. Juli 2015 â�� L 13 SB 122/14 -, Rdnr. 21,
juris). Dabei wird insbesondere auch ohne gesonderte Anerkennung einer irgendwie
diagnostizierten geistig-psychischen Behinderung ("Rezidivangst") â�� der
psychischen Ausnahmesituation, die bei der Krebsdiagnose besteht, umfassend
Rechnung getragen werden (Landessozialgericht Hamburg, Urteil vom 26.
November 2013 â�� L 3 SB 13/10 -, Rdnr. 25, juris m.w.N.). Diese VergÃ¼nstigung
wird jedoch nur fÃ¼r einen begrenzten Zeitraum gewÃ¤hrt.

Nach Entfernung eines malignen BrustdrÃ¼sentumors im Stadium (T1 bis T2) pN0
M0 ist fÃ¼r die Dauer einer HeilungsbewÃ¤hrungsfrist von fÃ¼nf Jahren der GdB
mit 50 festzustellen (VMG Teil B Nr. 14.1). Ausweislich der eigenen Angaben der
KlÃ¤gerin und auch der gesamten aktenkundigen medizinischen Dokumentation ist
bei der KlÃ¤gerin nach operativer Entfernung eines Mamma-Carcinoms im
Dezember 2008 zu keinem Zeitpunkt eine Metastasierung oder ein Tumorrezidiv
aufgetreten. Die abzuwartende HeilungsbewÃ¤hrungsfrist ist damit zum Zeitpunkt
der Erteilung des streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheids vom 23. Oktober 2014 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 1. Dezember 2014 eingetreten.

Damit war vorliegend nach Ablauf der HeilungsbewÃ¤hrung eine Beurteilung des
GdB nur noch nach den tatsÃ¤chlich bestehenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen
und unter BerÃ¼cksichtigung dieser eine Herabsetzung des GdB auf 40
gerechtfertigt.

Das Sozialgericht hat zu Recht die bei der KlÃ¤gerin bestehende psychische
StÃ¶rung mit einem Einzel-GdB von 30 bewertet. Diese Bewertung erfasst eine
stÃ¤rker behindernde StÃ¶rung mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeit (VMG Teil B Nr. 3.). Dabei hat das Sozialgericht bereits die
Angaben der die KlÃ¤gerin seit Oktober 2016 psychotherapeutisch behandelnden
Dipl.-Psych. J. in deren Befundbericht vom 24. Januar 2017 berÃ¼cksichtigt. Die
Bewertung ist damit fÃ¼r die Vergangenheit auf der gleichen Befundlage erfolgt,
wie sie auch dem im Berufungsverfahren tÃ¤tigen SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. K.
vorlag. Hinsichtlich der WÃ¼rdigung der von Frau Dipl.-Psych. J. mitgeteilten
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Befunde wird daher zunÃ¤chst in vollem Umfang auf die zutreffenden
AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts Bezug genommen, die sich der Senat zu
Vermeidung von Wiederholungen gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG zu eigen macht, und
von einer erneuten Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde insoweit abgesehen. Ein
hÃ¶herer Einzel-GdB fÃ¼r den insgesamt bei der KlÃ¤gerin bestehenden
psychischen Gesundheitszustand und die hieraus erwachsenden
BeeintrÃ¤chtigungen kommt angesichts der vorliegenden sozial- und
arbeitsanamnestischen Angaben in dem Bericht der Dipl.-Psych. J., im Reha-
Entlassungsbericht der Medical Park Klinik Prien vom 13. September 2017 sowie im
neuropsychiatrischen Gutachten des Prof. Dr. K. vom 25. Februar 2019 nicht in
Betracht. Die KlÃ¤gerin ist in der Lage, den anspruchsvollen und unter vielerlei
Aspekten belastenden Beruf der Flugbegleiterin in Wechselschicht auszuÃ¼ben,
auch ohne dass es aufgrund psychischer Erkrankungen zu ArbeitsausfÃ¤llen kommt.
ZeitrÃ¤ume von ArbeitsunfÃ¤higkeit in geringem Umfang sind vorliegend nur
wegen akuter Erkrankungen, wie einer entzÃ¼ndlichen Divertikulitis und
orthopÃ¤discher Beschwerden, aktenkundig. Im Zusammenhang mit der
BerufsausÃ¼bung hat die KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber Prof. Dr. K. auch ausgefÃ¼hrt, gut
mit Menschen umgehen zu kÃ¶nnen, was ebenfalls nennenswerte soziale
Anpassungsschwierigkeiten spricht. Neben der beruflichen Belastung ist die
KlÃ¤gerin auch zu sportlicher TÃ¤tigkeit in der Lage; hierzu hat sie im Rahmen der
im August/September 2017 durchgefÃ¼hrten orthopÃ¤dischen Reha-MaÃ�nahme
angegeben, sie betreibe Nordic Walking und Fahrradfahren (hÃ¤ufig) und mache 4x
wÃ¶chentlich WirbelsÃ¤ulenÃ¼bungen; auch in der Untersuchung durch Prof. Dr. K.
hat die KlÃ¤gerin die regelmÃ¤Ã�igen WirbelsÃ¤ulenÃ¼bungen sowie das Laufen
angegeben. Soweit die KlÃ¤gerin eine EinschrÃ¤nkung ihres sozialen Umfeldes
(auÃ�erhalb der beruflichen TÃ¤tigkeit) auf ihren Sohn und ihre Schwester angibt
und SchlafstÃ¶rungen beschrieben werden, kÃ¶nnen diese nach den aktenkundigen
Angaben allenfalls teilweise auf psychische BeeintrÃ¤chtigungen zurÃ¼ckgefÃ¼hrt
werden. Hier wirkt sich nach den eigenen Angaben der KlÃ¤gerin vielmehr in erster
Linie die berufliche Belastung aus: Zu einer fehlenden Partnerschaft gibt sie an,
Partnerschaften seien "sehr schwierig in ihrem Beruf"; zur Frage des Freundes und
Bekanntenkreises fÃ¼hrt sie nicht nur eine Mutlosigkeit bezÃ¼glich mÃ¶glicher
Kontaktaufnahmen an, sondern auch, dass fÃ¼r weitere Kontakte Ã¼ber die zu
ihrer Schwester und zu ihrem Sohn hinaus "keine Zeit" bleibe. Auch dass sie nicht
durchschlafen kÃ¶nne, ist nach Angaben der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber Prof. Dr. K.
"das Schichtproblem". Im Ã�brigen erfolgt auch neben der psychotherapeutischen
Behandlung keine Medikation wegen einer depressiven StÃ¶rung oder einer
AngststÃ¶rung, wie dies aber im Falle von stÃ¤rker behindernden psychischen
StÃ¶rungen, die einen GdB von 30 oder sogar mehr bedingen, regelmÃ¤Ã�ig der
Fall ist. Der Einzel-GdB von 30 fÃ¼r eine psychische StÃ¶rung umfasst damit aber
nicht nur die von Prof. Dr. K. mit einem Einzel-GdB von 20 bewertete
"AngststÃ¶rung und depressive StÃ¶rung", sondern die gesamte psychische
Symptomatik, die bei der KlÃ¤gerin besteht und wie sie Frau Dipl.-Psych. J.
beschreibt, also auch psychische StÃ¶rungen im Zusammenhang mit
OhrgerÃ¤uschen sowie eine ErschÃ¶pfungssymptomatik im Zusammenhang mit
dem Brustteilverlust. Eine Angstsymptomatik aufgrund der vorbestehenden
Tumorerkrankung ist im Rahmen der AngststÃ¶rung berÃ¼cksichtigt.
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Damit verbleibt, da eine Doppelbewertung der psychischen Beschwerden nicht
erfolgen darf, fÃ¼r den bestehenden Brustteilverlust bei brusterhaltender Operation
(VMG Teil B Nr. 14.1) sowie fÃ¼r einen Tinnitus (VMG Teil B Nr. 5.3) jeweils nur die
MÃ¶glichkeit der Bewertung mit einem Einzel-GdB von 10.

Auch die Verdauungsbeschwerden kÃ¶nnen keinen hÃ¶heren GdB als 10
begrÃ¼nden. Lediglich die Untersuchungen im Januar 2017 ergaben eine
Divertikulose und entzÃ¼ndliche VerÃ¤nderungen in Form einer leichtgradigen
chronischen Antrumgastritis sowie einer mÃ¤Ã�iggradigen chronischen
RefluxÃ¶sophagitis. Ein Anhalt fÃ¼r MalignitÃ¤t hat sich zu keinem Zeitpunkt, auch
nicht in Bezug auf einen submukÃ¶sen Tumor im Magen ergeben, und die
spÃ¤teren gastroenterologischen Untersuchungen haben jeweils unauffÃ¤llige
Befunde, insbesondere auch der SchleimhÃ¤ute ergeben. Zudem ist den
aktenkundigen medizinischen Befunden durchgÃ¤ngig ein normaler
ErnÃ¤hrungszustand und ein guter Allgemeinzustand der KlÃ¤gerin zu entnehmen.

BezÃ¼glich der Bewertung orthopÃ¤discher BeeintrÃ¤chtigungen schlieÃ�t der
Senat sich den Feststellungen des Sozialgerichts gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG an.
Aus den im Berufungsverfahren zu den Akten genommenen orthopÃ¤disch-
chirurgischen Befunden ist eine andere Beurteilung nicht ableitbar. So ergeben sich
aus der Patientendatei des Dr. F. leicht- bis allenfalls zeitweise mittelgradige
funktionelle BeeintrÃ¤chtigungen im Bereich der LendenirbelsÃ¤ule und allenfalls
geringgradige BeeintrÃ¤chtigungen im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule, jeweils ohne
Paresen oder andere neurologische Ausfallerscheinungen; auch das Zeichen nach
Lasegue war negativ. Der Einzel-GdB von 20 hierfÃ¼r ist nicht zu beanstanden
(VMG Teil B Nr. 18.9); schwere funktionelle Auswirkungen von
WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt oder mindestens
mittelgradige funktionelle Auswirkungen in zwei WirbelsÃ¤ulenabschnitte, die
Voraussetzung fÃ¼r die BerÃ¼cksichtigung eines Einzel-GdB von 30 wÃ¤ren, sind
nicht ersichtlich und werden im Ã�brigen auch von der KlÃ¤gerin nicht geltend
gemacht. Im Januar 2017 einmalig geklagte Beschwerden im Bereich des linken
Schultergelenkes waren nicht mit FunktionseinschrÃ¤nkungen verbunden, das
Schultergelenk war frei beweglich. Eine GdB-Relevanz ergibt sich hier nicht.

Unter BerÃ¼cksichtigung der Vorgaben zur Gesamt-GdB-Bildung kann damit auch
kein hÃ¶herer GdB als 40 zuerkannt werden. Bei der Beurteilung des Gesamt-GdB
ist in der Regel von der FunktionsbeeintrÃ¤chtigung auszugehen, die den
hÃ¶chsten Einzel-GdB bedingt, und dann im Hinblick auf alle weiteren
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu prÃ¼fen, ob und inwieweit hierdurch das
AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird, ob also wegen der weiteren
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen dem ersten GdB 10 oder 20 oder mehr Punkte
hinzuzufÃ¼gen sind, um der Behinderung insgesamt gerecht zu werden (VMG Teil A
Ziff. 3 c)). Von AusnahmefÃ¤llen (z. B. hochgradige SchwerhÃ¶rigkeit eines Ohres
bei schwerer beidseitiger EinschrÃ¤nkung der SehfÃ¤higkeit) abgesehen, fÃ¼hren
zusÃ¤tzliche leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen GdB von 10 bedingen,
nicht zu einer Zunahme des AusmaÃ�es der GesamtbeeintrÃ¤chtigung, auch nicht,
wenn mehrere derartige leichte GesundheitsstÃ¶rungen nebeneinander bestehen.
Auch bei leichten FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit einem GdB von 20 ist es
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vielfach nicht gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es der
Behinderung zu schlieÃ�en (VMG Teil A Ziff. 3 d) ee)). Bei den vorliegenden Einzel-
GdB-Werten von 30 wegen einer psychischen Erkrankung, von 20 wegen
FunktionsstÃ¶rungen im Bereich der WirbelsÃ¤ule und der Gelenke und von jeweils
10 wegen des Brustteilverlustes und der OhrgerÃ¤usche kommt hiernach insgesamt
ein hÃ¶herer GdB als 40 nicht in Betracht.

Der Senat hatte auch keine weiteren Ermittlungen aufgrund der entsprechenden
HilfsantrÃ¤ge der KlÃ¤gerin durchzufÃ¼hren. Eine Ladung des SachverstÃ¤ndigen
Prof. Dr. K. zu einer persÃ¶nlichen ErlÃ¤uterung seines Gutachtens aufgrund des
Antrags der KlÃ¤gerin war nicht veranlasst. Dieser Beweisantrag ist schon nicht auf
eine erforderliche SachverhaltsaltsaufklÃ¤rung im Sinne des Vorliegens einer
behaupteten Tatsache gerichtet, sondern ausschlieÃ�lich auf die letztlich juristisch
vorzunehmende Frage der GdB-Bewertung. Dies gilt insbesondere auch unter
BerÃ¼cksichtigung des hier von der KlÃ¤gerin in Bezug genommenen Schriftsatzes
vom 8. Mai 2019. Zu dem dortigen Vortrag kann der SachverstÃ¤ndige schon
mangels eigener Kenntnis keine Angaben machen, da er die KlÃ¤gerin in dem
relevanten Zeitraum von 2014 bis 2016 nicht gekannt hat und eine
psychotherapeutische Behandlung in dieser Zeit unstreitig nicht stattgefunden hat.
Der dortige Vortrag der KlÃ¤gerin geht dahin, dass sie bereits im Jahr 2014 unter
psychischen Beschwerden in einem AusmaÃ� gelitten habe, wie es Prof. Dr. K. erst
ab Oktober 2016 aufgrund der Aufnahme der psychotherapeutischen Behandlung
bei Frau Dipl.-Psych. J. festgestellt hat. Dieser Vortrag der KlÃ¤gerin kann im
Ergebnis aber als wahr unterstellt werden, ohne dass sich eine andere GdB-
Bewertung ergÃ¤be. Wie sich bereits aus der oben durchgefÃ¼hrten rechtlichen
WÃ¼rdigung der Bewertung des psychischen Erkrankung der KlÃ¤gerin ergibt,
berÃ¼cksichtigt der in die Feststellung eines GdB von 40 eingeflossene Einzel-GdB
von 30 wegen psychischer StÃ¶rungen ein Vorliegen der von Frau Dipl.-Psych. J.
fÃ¼r die Zeit ab Oktober 2016 mitgeteilten Befunde bereits im Jahr 2014. Damit
erÃ¼brigt sich ebenso die beantragte Befragung des SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. K.
dahingehend, ob der in der versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 15. MÃ¤rz
2019 vertretenen Auffassung gefolgt werden mÃ¼sse. DiesbezÃ¼glich gilt im
Ã�brigen, dass eine abweichende Bewertung durch einen anderen Mediziner nicht
generell das Erfordernis einer erneuten AnhÃ¶rung des SachverstÃ¤ndigen nach Â§
109 SGG begrÃ¼ndet. Dies wÃ¤re nur dann der Fall, wenn sich entscheidende neue
Aspekte ergÃ¤ben hÃ¤tten, zu denen der SachverstÃ¤ndige nach Â§ 109 SGG sich
noch nicht hatte Ã¤uÃ�ern kÃ¶nnen; es gibt grundsÃ¤tzlich keinen Anspruch, dem
SachverstÃ¤ndigen nach Â§ 109 SGG "das letzte Wort" zu erteilen (vgl. Keller in:
Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Auflage, Â§ 109 Rdnr. 10b). Neue
Tatsachen, die dem versorgungsÃ¤rztlichen Dienst, nicht aber schon Prof. Dr. K.
bekannt gewesen sind, werden weder vorgetragen, noch ergeben sich solche aus
den aktenkundigen Unterlagen oder der versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme
selbst.

Auch dem weiteren Hilfsantrag auf Einholung einer Auskunft beim
Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung bzw. bei dem dort angesiedelten
"Ã�rztlichen SachverstÃ¤ndigenbeirat Versorgungsmedizin" hatte der Senat nicht
nachzukommen. UnabhÃ¤ngig von dem Umstand, dass das Gericht an die
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Festlegungen der Rechtsverordnung gebunden ist, liegt dem Antrag die rein
hypothetische Ã�berlegung zugrunde, der fÃ¼nfjÃ¤hrige Zeitraum der
HeilungsbewÃ¤hrung bei Vorliegen eines bÃ¶sartigen Brusttumors kÃ¶nne
mÃ¶glicherweise nicht mehr ausreichend sein; einem solchen Antrag ist als reinem
Ausforschungsbeweis nicht nachzugehen. Im Ã�brigen weist der Senat in diesem
Zusammenhang auch auf den nach mehrjÃ¤hrigen Beratungen des Ã�rztlichen
SachverstÃ¤ndigenbeirates im August 2018 verÃ¶ffentlichten Entwurf der Sechsten
Verordnung zur Ã�nderung der Versorgungsmedizin-Verordnung hin. Hierin wird
nicht nur ausdrÃ¼cklich "das bisherige Konstrukt der HeilungsbewÃ¤hrung als
pauschale Bewertung fÃ¼r begrenzte Zeit" beibehalten und in der BegrÃ¼ndung
darauf hingewiesen, dass der "in Teil B fÃ¼r die einzelnen GesundheitsstÃ¶rungen
festgesetzte Zeitraum der HeilungsbewÃ¤hrung die Ã¼ber die jeweiligen
GesundheitsstÃ¶rungen vorliegenden wissenschaftlichen Erkenntnisse
berÃ¼cksichtigt. FÃ¼r die hier maÃ�gebliche Regelung der HeilungsbewÃ¤hrung
nach Entfernung eines malignen BrustdrÃ¼sentumors in Teil B Nr. 14.1 VMG sieht
der Entwurf der Sechsten Verordnung zur Ã�nderung der Versorgungsmedizin-
Verordnung keine VerÃ¤nderung vor. Hinweise auf einen diesbezÃ¼glich
geÃ¤nderten medizinischen Erkenntnisstand finden sich damit auf der Grundlage
des Beratungsergebnisses des Ã�rztlichen SachverstÃ¤ndigenbeirates in den
letzten Jahren nicht.

Nach alledem konnte die Berufung keinen Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§193 SGG, die Entscheidung Ã¼ber die
Nichtzulassung der Revision auf Â§ 160 Abs. 2 SGG.

Erstellt am: 23.07.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            12 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

